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Nachfolgend gebe ich gemäß § 6 Abs. 2 der Gemeindehaushaltsverordnung 
(GemHVO NRW) vom 16. November 2004 (GV. NRW. S. 644, berichtigt GV. NRW. 
2005, S. 15) in Verbindung mit § 84 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. 
NRW. S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes zur Stärkung der Bür-
gerbeteiligung Nordrhein-Westfalen vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW. S. 685), im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium die Orientierungsdaten 2013 bis 2016 für 
die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung der Gemeinden und Gemeindever-
bände des Landes Nordrhein-Westfalen bekannt.  
 
I. Allgemeine Erläuterungen 
 
1. Grundlagen der Orientierungsdaten 2013 - 2016 
 
Die Orientierungsdaten berücksichtigen: 
 die Ergebnisse des Arbeitskreises Steuerschätzungen vom Mai 2012,  
 die Entwicklungen des Landeshaushaltes und des kommunalen Finanzaus-

gleichs, 
 die Projektion der Zentralen Datenstelle der Finanzminister zur Entwicklung der 

öffentlichen Haushalte, 
 die Zielprojektionen des Stabilitätsrates, insbesondere seine Empfehlungen zur 

strikten Haushaltskonsolidierung, 
 die Stabilitätskriterien der Europäischen Union und 
 aktuelle Erkenntnisse des Ministeriums für Inneres und Kommunales. 
 
Die Orientierungsdaten gehen in der Regel von der geltenden Rechtslage aus. Eini-
ge wesentliche Verbesserungen für die Kommunen werden in diesem Erlass bei den 
Orientierungsdaten nicht berücksichtigt, da die entsprechenden Ertragspositionen 
kein Bestandteil der Orientierungsdaten sind oder weil eine abschließende Konkreti-
sierung noch aussteht. Hier sind im Wesentlichen die schrittweise Übernahme der 
Kosten für die Grundsicherung im Alter durch den Bund, der Stärkungspakt Stadtfi-
nanzen und die aktuellen Vereinbarungen zwischen dem Bund und den Ländern im 
Rahmen der Ratifizierung des EU-Fiskalpakts zu nennen. Im Einzelnen:  
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Bereits im Jahr 2011 hat sich der Bund nach den Ergebnissen der Beratungen in der 
Gemeindefinanzkommission auf Bundesebene dazu verpflichtet, die Finanzierung 
der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung in drei Schritten bis zum 
Jahr 2014 vollständig zu übernehmen. Hierdurch wird der Bund die Kommunen ent-
lasten und damit einen nachhaltigen Beitrag zur Verbesserung der finanziellen Situa-
tion der Kommunen leisten.   
 
Der erste Schritt im Jahr 2012 (Erhöhung der Bundesbeteiligung von bisher 16 auf 
45 Prozent) wurde bereits durch das Gesetz zur Stärkung der Finanzkraft der Kom-
munen umgesetzt. Die Umsetzung der beiden folgenden Schritte (2013 auf 75 Pro-
zent und 2014 auf 100 Prozent) soll noch in diesem Jahr erfolgen. Ab dem Jahr 2014 
wird der Bund somit den Kommunen die Ausgaben für die Grundsicherung im Alter 
und bei Erwerbsminderung vollständig erstatten. Durch die Erstattung ergeben sich 
zunächst Mehreinnahmen des Landes, das wiederum die Mittel an die Kommunen 
weitergeben wird. Auf die Höhe der Aufwendungen hat die höhere Bundesbeteiligung 
keine Auswirkungen.  
 
Darüber hinaus hat der Bund angekündigt, die Kommunen im Rahmen der Umset-
zung des Fiskalpakts weiter zu entlasten. Nach ersten Informationen soll das Verfah-
ren der Bundesbeteiligung bei der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung so geändert werden, dass die Kommunen die entstehenden Kosten nun nicht 
mehr vorfinanzieren müssen. Zudem soll in der nächsten Legislaturperiode ein Bun-
desleistungsgesetz erarbeitet werden, dass die rechtlichen Vorschriften zur Einglie-
derungshilfe ablöst. In welcher Höhe der Bund eine Mitfinanzierung übernimmt bleibt 
abzuwarten. Des Weiteren sind für den Kita-Ausbau einmalig zusätzlich 580,5 Mio. 
Euro und dauerhaft jährlich 75 Mio. Euro zusätzlich für die Betriebskosten vorgese-
henen. 
 
Im Übrigen hat der Landtag bereits im Jahr 2011 das Stärkungspaktgesetz beschlos-
sen. Danach erhalten seit dem Jahr 2011 in der ersten Stufe 34 Kommunen jährlich 
350 Mio. Euro (6 kreisfreie Städte und 28 kreisangehörige Städte und Gemeinden). 
Zudem wurden 27 Gemeinden (7 kreisfreie, 20 kreisangehörige) als Teilnehmer für 
die zweite Stufe der Konsolidierungshilfe ausgewählt. Für beide Stufen stehen zwi-
schen 2011 und 2020 insgesamt 5,85 Mrd. Euro zur Verfügung. 
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2. Steuerschätzungen und Annahmen zu Einzahlungen und Erträgen 
 
Die Orientierungsdaten zu den steuerlichen Einzahlungen sowie zu den Erträgen aus 
dem Familienleistungsausgleich und den Zuweisungen des Landes im Rahmen des 
Steuerverbundes basieren auf der für das Land Nordrhein-Westfalen vom Finanzmi-
nisterium NRW regionalisierten Steuerschätzung des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“  vom Mai 2012, den Entwicklungen des Landeshaushaltes und des kommu-
nalen Finanzausgleichs und dem geltenden Steuerrecht.  
 
Da der Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ nur die tatsächlichen Zuflüsse für das jewei-
lige Haushaltsjahr betrachtet, sind seine Ergebnisse vom Mai 2012 nach wie vor an 
den Einnahmen ausgerichtet. Die Orientierungsdaten sind damit Einzahlungsgrößen. 
Eine periodengerechte Zuordnung des Zuflusses, zum Beispiel von Gewerbesteuer-
voraus- oder -nachzahlungen, kann nicht erfolgen, weil weder dem Ministerium für 
Inneres und Kommunales noch dem Finanzministerium die dafür notwendigen Prog-
nosegrundlagen zur Verfügung stehen.  
 
 
3. Gewerbesteuerumlage 
 
Die Entwicklung der einzelnen Komponenten des Vervielfältigers der Gewerbesteu-
erumlage wird nachfolgend in einer Tabelle angegeben: 
 

„Normal“-Vervielfältiger 

§ 6 Abs. 3 GemFinRefG 

Erhöhung  

§ 6 Abs. 3  

GemFinRefG 

(ab 1995) 

Erhöhung für 

die Abwicklung 

des Fonds  

"Dt. Einheit" 

§ 6 Abs. 5  

GemFinRefG  

Jahr 

Bund Länder Länder Länder 

Gesamt-

Vervielfältiger 

2012 14,5 20,5 29 5* 69 

2013 14,5 20,5 29 5* 69 

2014 14,5 20,5 29 5* 69 

2015 14,5 20,5 29 5* 69 

2016 14,5 20,5 29 5* 69 
 
* Die Erhöhungszahl für den Vervielfältiger wird durch Rechtsverordnung des Bundes festgesetzt. 

Die Angaben beruhen für die Jahre ab 2013 auf der Steuerschätzung vom Mai 2012. Der Verviel-
fältiger für das Jahr 2012 wurde nach der Steuerschätzung im November 2011 ermittelt. 

 
Für den Vervielfältiger der Gewerbesteuernormalumlage sind für 2012ff. 35 Punkte 
festgesetzt. Aufgrund der Entwicklung des Gewerbesteueraufkommens werden für 
die fortwirkende Belastung aus dem Fonds „Deutsche Einheit“ ab 2012 durchgehend 
5 Vervielfältigerpunkte geschätzt. 
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4. Beteiligung der Kommunen an den finanziellen Folgelasten des Landes 

aufgrund der Deutschen Einheit 
 
Mit Urteil vom 8. Mai 2012 hat der Verfassungsgerichtshofs NRW § 2 Abs. 1 Satz 1 
i.V.m. § 1 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes zur Abrechnung der Finanzierungsbeteiligung 
der Gemeinden und Gemeindeverbände an den finanziellen Belastungen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen in Folge der Deutschen Einheit – Einheitslastenabrech-
nungsgesetz NRW – vom 9. Februar 2010 (GV. NRW. S. 127 ff.) für nichtig und un-
vereinbar mit dem Recht der Beschwerdeführerinnen auf Selbstverwaltung erklärt. 
Infolge dessen wird zur konkreten Abrechnung der Einheitslasten sowohl für vergan-
gene als auch für die zukünftigen Jahre eine gesetzliche Regelung erforderlich sein, 
die derzeit erarbeitet wird. 
 
 
5. Wirkung der Orientierungsdaten – Berücksichtigung örtlicher Besonder-
heiten 
 
An den unter II. 1 aufgeführten Daten zu Einzahlungen und Aufwendungen sollen 
sich die Gemeinden und Gemeindeverbände bei der Aufstellung des Haushaltes 
2013 und bei der mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplanung für die Jahre 2014 bis 
2016 entsprechend § 16 Abs. 1 Stabilitäts- und Wachstumsgesetz (StWG) und der 
§§ 75 Abs. 1 und 84 GO NRW ausrichten. Die Orientierungsdaten sind Durch-
schnittswerte für alle Gemeinden und Gemeindeverbände des Landes Nordrhein-
Westfalen. Sie geben Anhaltspunkte für die individuelle gemeindliche Finanzplanung. 
Es bleibt die Aufgabe jeder einzelnen Gemeinde und jedes Gemeindeverbands, an-
hand dieser Empfehlungen unter Berücksichtigung der örtlichen Besonderheiten die 
für ihre bzw. seine mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung zutreffenden Einzel-
werte zu ermitteln. Dies gilt besonders für die Prognose der Einzahlungen bzw. Er-
träge aus der Gewerbesteuer, die je nach den wirtschaftlichen Gegebenheiten vor 
Ort erheblich von den prognostizierten Durchschnittsentwicklungen abweichen kön-
nen. Wesentliche Abweichungen der Haushaltsplanung von den Orientierungsdaten 
müssen den Aufsichtsbehörden erläutert werden. Im Einzelfall sollten insbesondere 
die Kommunen, die nicht in der Lage sind, im Finanzplanungszeitraum ihren Haus-
halt auszugleichen, ihrer Haushaltsplanung eine eher vorsichtige Prognose zugrunde 
legen.  
 
Für Kommunen, die ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen haben, bleibt es 
auch nach der Änderung des § 76 Abs. 2 GO NRW bei der Pflicht, den Haushalt zum 
nächstmöglichen Zeitpunkt wieder auszugleichen (§ 76 Abs. 1 GO NRW). Zu den 
Einzelheiten der Anwendung des neuen § 76 Abs. 2 GO NRW hat das Ministerium 
für Inneres und Kommunales einen gesonderten Erlass am 9. August 2011 veröffent-
licht.  
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Für die Kommunen, die am Stärkungspakt Stadtfinanzen teilnehmen, gelten grund-
sätzlich die Regelungen des Stärkungspaktgesetzes. Die Kommunen der ersten 
Stufe müssen den Haushaltsausgleich unter Einbeziehung der Konsolidierungshilfe 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt, in der Regel spätestens aber ab dem Jahr 2016 
erreichen. Für die an der zweiten Stufe teilnehmenden Kommunen gilt dies ab dem 
Jahr 2018. Für alle Stärkungspaktkommunen ist der Haushaltsausgleich spätestens 
im Jahr 2021 ohne Konsolidierungshilfe zu erreichen. 
 
 
6. Empfehlungen für die mittelfristige Ergebnis- und Finanzplanung 
 
Die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise hat sich in der Vergangenheit massiv 
ausgewirkt. Nach einem Finanzmittelfehlbetrag der Gemeinden in Nordrhein-
Westfalen von rund 2 Mrd. EUR im Jahr 2009 ergab sich in den Jahren 2010 und 
2011 ein Finanzmittelfehlbetrag in Höhe von rund 2,5 bzw. 1,6 Mrd. EUR. Allerdings 
wird der durch die weltweite Wirtschafts- und Finanzkrise ausgelöste stärkste wirt-
schaftliche Einbruch seit Bestehen der Bundesrepublik möglicherweise schneller als 
erwartet überwunden werden. 
 
So haben die Steuereinnahmen der Kommunen in Nordrhein-Westfalen bereits im 
Jahr 2011 mit rund 20,5 Mrd. Euro beinahe wieder das Niveau aus dem Jahr 2008 
(20,8 Mrd. Euro) erreicht. In diesem Jahr werden sie voraussichtlich deutlich darüber 
liegen. Die vorliegenden Orientierungsdaten gehen auf der Basis der Steuerschät-
zung vom Mai 2012 davon aus, dass die Steuereinnahmen im Jahr 2012 das Niveau 
des Jahres 2008 sogar um rund 6,3 Prozent überschreiten werden. Zudem profitieren 
die Kommunen zurzeit von der konjunkturell bedingten niedrigen Arbeitslosenquote. 
Dies führt zu einer Verringerung der Steigerungsraten bei den Sozialtransferaufwen-
dungen. 
 
Insgesamt werden die Aufwendungen aber weiter zunehmen. Zudem bestehen wei-
terhin erhebliche Risiken. Zu nennen sind insbesondere die Staatsschuldenkrise im 
Euroraum, die fragilen internationalen Finanzmärkte sowie die Rohstoff- und Ener-
giepreise und die Schwäche wichtiger Handelspartner. Dies könnte sich auch auf die 
Sozialtransferaufwendungen auswirken, auch wenn diese teilweise durch die Erstat-
tung einiger Aufwendungen durch den Bund kompensiert werden. Daher wird auch in 
den Jahren ab 2016 ein hoher Konsolidierungsbedarf für viele Kommunen bestehen.  
 
Die kritische Finanzlage der Gemeinden in Nordrhein-Westfalen zeigt sich auch am 
Anstieg der Kassenkredite, die zum 31. Dezember 2011 bereits 22,06 Mrd. EUR 
erreicht haben.   
 
Eine besondere Herausforderung stellt die Bewältigung der Krisenfolgen für die Ge-
meinden und Gemeindeverbände dar, die bereits in der Vergangenheit keinen aus-
geglichenen Haushalt vorlegen konnten. In diesen Gemeinden und Gemeindever-
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bänden kann es erforderlich sein, die für die Aufwendungen genannten Orientie-
rungsdaten noch zu unterschreiten. Im Interesse der Erhaltung kommunaler Selbst-
verwaltung und der Generationengerechtigkeit muss es oberstes Ziel sein, den 
Haushaltsausgleich zu erreichen oder zumindest ein genehmigungsfähiges Haus-
haltssicherungskonzept bzw. einen genehmigungsfähigen Haushaltssanierungsplan 
nach dem Stärkungspaktgesetz aufzustellen.  
 
Vor dem Hintergrund der Änderung des § 76 Absatz 2 GO NRW im Sommer 2011 
und der Verabschiedung des Stärkungspaktgesetzes ist davon auszugehen, dass die 
meisten Kommunen grundsätzlich hierzu in der Lage sind. Haushaltssicherungskon-
zepte können nunmehr auch dann genehmigt werden, wenn sie den Haushaltsaus-
gleich erst im zehnten auf das Haushaltsjahr folgenden Jahr darstellen. Eine ähnliche 
zeitliche Flexibilität wird den Kommunen, die Konsolidierungshilfen nach dem Stär-
kungspaktgesetz vom 9. Dezember 2011 erhalten, für deren Haushaltssanierungs-
pläne eingeräumt.  
 
Ziel dieser Rechtsänderungen ist es, den Kommunen zu ermöglichen, ihre Haushalte 
zu sanieren. Zudem sollen sie durch die Genehmigung von Haushaltskonsolidie-
rungskonzepten wieder einen rechtswirksamen Haushalt und damit - im Rahmen des 
jeweiligen Haushaltsplans und der jeweiligen Sanierungsplanung - die notwendigen 
Gestaltungsmöglichkeiten erhalten.  
 
Für die Beurteilung der kommunalen Haushalte kommt es nach der Gemeindeord-
nung Nordrhein-Westfalen vorrangig auf die Erträge und Aufwendungen an, weil sie 
der Maßstab für den Haushaltsausgleich (§ 75 Abs. 2 GO NRW) sind. Allerdings darf 
auch die Bedeutung der angemessenen Liquiditätsplanung (§ 89 Abs. 1 GO NRW) 
nicht unterschätzt werden. 
 
Das Ministerium für Inneres und Kommunales verbindet mit der Bereitstellung der 
Orientierungsdaten 2013 bis 2016 auch die Erwartung, dass die Gemeinden und 
Gemeindeverbände die Aufstellung, Beratung und Beschlussfassung über ihren 
Haushalt an der Vorgabe des § 80 Abs. 5 Sätze 1 und 2 GO NRW ausrichten. Da-
nach soll die Anzeige der vom Rat (bzw. vom Kreistag oder von der Landschaftsver-
sammlung) beschlossenen Haushaltssatzung mit ihren Anlagen bei der Aufsichtsbe-
hörde spätestens einen Monat vor Beginn des Haushaltsjahres (also bis zum 30. 
November) erfolgen, damit die Aufsichtsbehörde vor dem Beginn des neuen Haus-
haltsjahres das Prüfungsverfahren abschließen kann.  
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II. Orientierungsdaten und Erläuterungen 
 

1. Orientierungsdaten 2013 – 2016 für die mittelfristige Ergebnis- und Fi-
nanzplanung der Gemeinden und Gemeindeverbände des Landes Nord-
rhein-Westfalen 

 

 Absolut Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

       Orientierungsdaten 

2011 2012 2012 2013 2014 2015 2016 
 

in Mio. Euro in % 

        

Einzahlungen / Erträge1         

Steuern und ähnliche Abgaben  
(Einzahlungen) 

19.525 20.561 + 5,3 + 4,4 + 4,2 + 4,0 + 3,7

davon:          

Gemeindeanteil an der 
Einkommensteuer2

5.909 6.346 + 7,4 + 6,2 + 5,5 + 5,3 + 5,2

Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 911 941 + 3,3 + 3,5 + 3,1 + 3,2 + 3,2
Gewerbesteuer (brutto) 9.619 10.081 + 4,8  + 4,0 + 4,2 + 3,9 + 3,4

Grundsteuer A und B 2.832 2.884 + 1,8 + 2,4 + 1,9 + 1,9 + 1,8
Sonstige Steuern und 

ähnliche Einzahlungen
256 260 + 1,7 0,0 0,0 0,0 0,0

Kompensation Familienleistungs-
ausgleich (Erträge) 

650 7003 + 7,7 + 2,9 + 2,8 + 2,7 + 3,3

Zuweisungen des Landes im Rahmen 
des Steuerverbundes (Erträge)4 

7.922 8.421 + 6,3 + 3,5 + 5,2 +4,4 + 4,4

davon:       

Schlüsselzuweisungen an Gemeinden, 
Kreise und Landschaftsverbände

6.722 7.146 + 6,3 + 3,5 + 5,2 + 4,4 + 4,4

        

Aufwendungen  

Personalaufwendungen      + 2,0 + 1,0 + 1,0 + 1,0

Aufwendungen für Sach- und  
Dienstleistungen 

     + 1,0 + 1,0 + 1,0 + 1,0

Sozialtransferaufwendungen     + 2,0 + 2,0 + 2,0 + 2,0

      

   
   

                                                 
1 Bitte Erläuterungen unter I. 1 beachten. 
2 Angaben zu den Erträgen aus dem Gemeindeanteil an der Einkommenssteuer siehe Erläuterungen. 
3 Hier werden nur die Haushaltsansätze angegeben, zu den Abrechnungen siehe Erläuterungen 
4 Die Abfinanzierung des kommunalen Anteils nach dem Investitionsförderungsgesetz (sogenanntes 
Konjunkturpaket II) wird nach § 6 Zukunftsivestitions- und Tilgungsfondsgesetz ab dem Haushaltsjahr 
2012 durch einen pauschalen Abzug bei den finanzkraftunabhängigen Zuweisungen erbracht.  
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2.  Erläuterungen 
 
Steuern und ähnliche Abgaben 
Zu den Einzahlungen (siehe auch oben I. 2.) aus Steuern und steuerähnlichen Ab-
gaben in der Abgrenzung der finanzstatistischen Kontengruppe 60 (für Erträge 40) 
gehören die Realsteuern, die Gemeindeanteile an den Gemeinschaftssteuern, die 
sonstigen Gemeindesteuern (Kontenart 603 bzw. 403), die steuerähnlichen Einzah-
lungen (Kontenart 604 bzw. 404) und die Leistungen nach dem Familienleistungs-
ausgleich (Kontenart 4051). 
 
 
Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
 
Die Einzahlungen aufgrund des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer werden 
für das Jahr 2013 auf rd. 6,7 Mrd. EUR geschätzt. Die Veränderungsrate für das Jahr 
2013 (6,2 v. H.) wurde auf Grundlage der erwarteten Einzahlungen in Höhe von rd. 
6,3 Mrd. EUR für 2012 berechnet. Die Schätzung basiert auf den Ergebnissen des 
Arbeitskreises „Steuerschätzungen“. Aufgrund der Ist-Entwicklung im Jahr 2011 ist 
erkennbar, dass sich der Länderanteil NRWs am Gesamtaufkommen der Einkom-
mensteuer unterproportional entwickelt. Dies wurde bei der Prognose berücksichtigt. 
Die konjunkturbedingten deutlichen Zuwachsraten in 2011 und 2012  fallen  in den 
Folgejahren etwas geringer aus. Bestehende Risiken aus der europäischen Schul-
denkrise wurden nicht berücksichtigt. 
 
Durch die Abschlagszahlung für das vierte Quartal eines Jahres in Höhe von 110 % 
der Zahlungen für das dritte Quartal ist nicht mehr mit hohen Abrechnungsbeträgen 
zu rechnen, so dass Einzahlungen und Erträge voraussichtlich kaum voneinander 
abweichen werden. 
 
Ab 2012 gelten neue Schlüsselzahlen, die die turnusmäßige Umstellung auf die neu-
este verfügbare Einkommensteuerstatistik für das Jahr 2007 berücksichtigen. Die 
Abschneidegrenzen nach § 3 Gemeindefinanzreformgesetz wurden auf 
35.000/70.000 EUR angehoben. Die Verordnung über die Aufteilung und Auszahlung 
des Gemeindeanteils an der Einkommensteuer und die Abführung der Gewerbe-
steuerumlage für die Haushaltsjahre 2012, 2013 und 2014 mit den neuen Schlüssel-
zahlen wurde am 12. Juni 2012 veröffentlicht (GV.NRW.S. 208). 
 
 
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer 
 
Die Einzahlungen aufgrund des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer werden im 
Jahr 2013 - abgeleitet aus den Ergebnissen der Mai-Steuerschätzung – rd. 940 Mio. 
EUR betragen. Die ab 2012 und bis 2014 gültigen Schlüsselzahlen zur Verteilung auf 
die Gemeinden wurden durch Rechtsverordnung des Bundes gem. § 5 c Gemeinde-
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finanzreformgesetz und durch die Verordnung über die Aufteilung und Auszahlung 
des Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer (GV.NRW.S.688) neu festgesetzt.  Die 
Neufestsetzung der Schlüsselzahlen beruht auf der schrittweisen Umstellung des 
Verteilungsschlüssels für den Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer von einem nicht 
fortschreibungsfähigen zu einem fortschreibungsfähigen Schlüssel. In den Schlüssel 
für die Jahre 2012 – 2014 fließen der alte und der neue Schlüssel zu gleichen Teilen 
ein. 
 
 
Gewerbesteuer 
 
Auch die Schätzung der durchschnittlichen Entwicklung der Gewerbesteuereinzah-
lungen (brutto) lehnt sich eng an die Erwartungen des Arbeitskreises „Steuerschät-
zungen“ für die westdeutschen Länder an. Die Finanz- und Wirtschaftskrise hatte 
2009 deutliche Spuren in der Entwicklung des Gewerbesteueraufkommens hinterlas-
sen. 2010 stabilisierte sich das Aufkommen, während das Jahr 2011 sogar ein dy-
namisches Wachstum aufwies. Diese erfreuliche Entwicklung soll sich – wenn auch 
mit abnehmender Dynamik - in den kommenden Jahren fortsetzen. 
 
Angesichts der starken Unterschiede in der örtlichen Aufkommensentwicklung kann 
diese Schätzung nur eine generalisierende Orientierungshilfe für die Haushaltspla-
nungen der einzelnen Gemeinden sein. Die konkreten Ansätze einer einzelnen Ge-
meinde sind von den unterschiedlichen örtlichen Gegebenheiten abhängig und ent-
sprechend von den Gemeinden in ihrer Ergebnis- und Finanzplanung zu veranschla-
gen. 
 
 
Kompensation Familienleistungsausgleich 
 
Wie in den vergangenen Jahren ist die Kompensationszahlung für die Verluste durch 
die Neuregelung des Familienleistungsausgleichs nicht im Einkommensteueranteil 
erfasst. Sie wird als Zuweisung an die Gemeinden weitergegeben. Im Haushalt 2012 
sind dafür 700 Mio. EUR und in 2013 rd. 720 Mio. EUR vorgesehen.  
 
In 2013 werden außerdem die in 2012 geleisteten Kompensationszahlungen für die 
Neuregelung des Familienleistungsausgleichs nach Ist-Ergebnissen abgerechnet. 
Die Abrechnung für das Jahr 2011 betrug 19,052 Mio. EUR und wurde im April 2012 
ausgezahlt. Der Gemeindeanteil an der Einkommensteuer und die Kompensations-
zahlungen werden nach denselben Schlüsselzahlen auf die Gemeinden verteilt.  
 
 
Zuweisungen des Landes im Rahmen des Steuerverbundes  
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Mit dem Gesetz zur Änderung des GFG 2010 (GV. NRW. 2010 S. 671) wurden Maß-
nahmen zur Strukturverbesserung in das Gemeindefinanzierungsgesetz aufgenom-
men. Die frühere Befrachtung in Höhe von 166,2 Mio. € zur Konsolidierung des Lan-
deshaushalts entfällt. Außerdem werden die Kommunen in Höhe der Verbundquote 
an 4/7 des Aufkommens des Landes Nordrhein-Westfalen an der Grunderwerbsteuer 
beteiligt (2012 = 150,9 Mio. €). Diese Verbesserungen waren im GFG 2011 enthalten 
und sind für das GFG 2012 sowie für die folgenden GFG vorgesehen. 
 
Im Steuerverbund des GFG 2012 ist für die Beteiligung der Kommunen an der Fi-
nanzierung der Konsolidierungshilfen nach § 2 Absatz 3 Stärkungspaktgesetz ein 
Vorwegabzug in Höhe von 65 000 000 EUR vorgesehen, der auf Grund der genann-
ten Vorschrift im GFG 2013 auf 115 000 000 EUR erhöht wird. 
 
Das Land Nordrhein-Westfalen hat zur Umsetzung des Gesetzes zur Sicherung von 
Beschäftigung und Stabilität in Deutschland ein Sondervermögen errichtet [Zukunft-
sinvestitions- und Tilgungsfondsgesetz (ZTFoG) vom 02. April 2009 (GV. NRW. 
S.187), sogenanntes Konjunkturpaket II]. Die Verbindlichkeiten des Sondervermö-
gens zum Stichtag 31. Dezember 2011 sind ab dem Haushaltsjahr 2012 bis 31. De-
zember 2021 zu tilgen. Die Kommunen beteiligen sich an den Zins- und Tilgungszah-
lungen des Sondervermögens. Ab dem GFG 2012 wird die Beteiligung der Kommu-
nen gesondert ausgewiesen und pauschal bei den finanzkraftunabhängigen Investiti-
onszuweisungen abgezogen. Die Beteiligung wird für das Jahr 2012 vorläufig mit 
40 440 000 EUR angesetzt und im GFG 2013 abgerechnet. Die Beteiligungen in 
zukünftigen Jahre werden voraussichtlich ähnliche Größenordnungen haben. 
Die Veränderungsraten der Investitionspauschalen werden sich voraussichtlich auch 
im GFG 2013 trotz der genannten Abfinanzierung und bei einer vermutlichen Erhö-
hung der verteilbaren Finanzausgleichsmasse sowie der Beibehaltung der konstan-
ten Ansätze für die Schulpauschale/Bildungspauschale und die Sportpauschale eine 
stärker erhöhen als die Veränderungsraten der Schlüsselzuweisungen. 
 
Den Gesetzentwurf für das Gemeindefinanzierungsgesetz 2012 auf der Basis des 
bisherigen, am 21. Dezember 2011 in den Landtag (LT. Drs. 15/3402) eingebrachten 
Entwurfes und dessen erneute Einbringung in den Landtag hat das Kabinett im Juli 
2012 beschlossen. Während mit dem Gemeindefinanzierungsgesetz 2011 lediglich 
die Grunddaten gegenüber den Gemeindefinanzierungsgesetzen der Vorjahre aktua-
lisiert wurden, geht es beim Gemeindefinanzierungsgesetz 2012 um die Umsetzung 
der Ergebnisse des ifo-Gutachtens „Analyse und Weiterentwicklung des kommunalen 
Finanzausgleichs in Nordrhein-Westfalen“ und der Handlungsempfehlungen aus dem 
Abschlussbericht der ifo-Kommission vom 25. Juni 2010 (Lt.-Vorlage 15/21).  
 
Im Rahmen des GFG 2012 werden derzeit Abschlagszahlungen auf der Basis der 
Modellrechnung vom 21. Oktober 2011 an die Kommunen geleistet. Für die Folgejah-
re des Finanzplanungszeitraums können vor einer Entscheidung der Landesregie-
rung über die Mittelfristige Finanzplanung (MFP) 2013 bis 2016 und über die Eck-
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punkte des GFG 2013 noch keine verbindlichen Zahlen genannt werden.  Die unter 
II.1 angegebenen Veränderungen gegenüber dem Vorjahr basieren auf der Mai-
Steuerschätzung 2012 und der derzeitigen Struktur des GFG.   
 
 
Personalaufwendungen 
 
Die Verschlechterungen im Bereich der Erträge bzw. Einzahlungen seit dem Jahr 
2009 machen es erforderlich, bei den Personalaufwendungen nur geringe Zuwachs-
raten zuzulassen, damit der Haushaltsausgleich erreicht werden kann. Diese Zielset-
zung wird einzuhalten sein, auch wenn unter anderem durch das Ergebnis der Tarif-
vereinbarungen vom 31. März 2012, durch den weiteren Ausbau der U-3- -Betreuung 
sowie mögliche weitere Besoldungs- und Tariferhöhungen ab dem Jahr 2014 bereits 
Druck bei den Personalaufwendungen besteht. Für Gemeinden und Gemeindever-
bände, die ihren Haushaltsausgleich nur durch einen Eigenkapitalverzehr erreichen 
können, kann es erforderlich sein, unter der Steigerungsrate von zwei bzw. einem 
Prozent zu bleiben. Dies gilt erst Recht für überschuldete oder von der Überschul-
dung bedrohte Gemeinden und Gemeindeverbände, insbesondere auch, wenn sie 
am Stärkungspakt Stadtfinanzen teilnehmen. 
 
 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 
 
Für die Steigerungsraten im Bereich der Aufwendungen für Sach- und Dienstleistun-
gen gelten die grundsätzlichen Ausführungen zu den Personalaufwendungen ent-
sprechend.  
 
 
Sozialtransferaufwendungen 
 
Zu den kommunalen Sozialtransferaufwendungen gehören: Kommunale Leistungen 
nach dem SGB II (u. a. Leistungen für Unterkunft und Heizung der Bezieher von 
Grundsicherung für Arbeitssuchende nach dem SGB II), Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung nach dem SGB XII, Leistungen an Kriegsopfer und ähnliche 
Anspruchsberechtigte, Jugendhilfe, sonstige soziale Leistungen, Leistungen nach 
dem Asylbewerberleistungsgesetz.  
 
Bei der Prognose wurde berücksichtigt, dass sich die Situation auf dem Arbeitsmarkt 
durch die aktuell gute konjunkturelle Entwicklung stabilisiert hat. Die Nachfrage nach 
Arbeitskräften bewegt sich weiterhin auf hohem Niveau. Die Zahl der Erwerbslosen 
lag im Mai 2011 bei rund 2,86 Millionen. Dies entsprach einer Quote von 6,7 %. Im 
Mai 2011 lag sie noch bei 2,96 Millionen. Konjunkturelle Indikatoren lassen aber er-
warten, dass sich das wirtschaftliche Wachstumstempo im weiteren Jahresverlauf 
verlangsamen wird. Der Arbeitsmarkt entwickelt sich aber weiterhin stabil positiv. 
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Daneben wird das Erwerbspersonenpotenzial in Deutschland aus demografischen 
Gründen in den nächsten Jahren sinken und damit zu einem Rückgang der Arbeits-
losenzahlen führen. 
 
Bei den Sozialtransferaufwendungen handelt es sich in aller Regel um Aufwendun-
gen für Pflichtaufgaben. Allerdings sind Pflichtaufgaben auch Selbstverwaltungsauf-
gaben, bei denen die Gemeinde zwar nicht über das „Ob“ aber über das „Wie“ der 
Aufgabenerfüllung entscheiden kann. Auch bei der Wahrnehmung dieser Pflichtauf-
gaben ist deshalb nach möglichst wirtschaftlichen Formen der Aufgabenwahrneh-
mung zu suchen.  
 
 
Umlagegrundlagen für die Kreise 
  
Die Umlagegrundlagen für die Kreis- und Landschaftsumlagen werden veröffentlicht 
sobald ausreichende statistische Daten für ihre Berechnung vorliegen.  
 
 
 
 
gez. Emschermann 
 



























Anlagen: Innere Verrechnungen Seite 1

Ertrag Aufwand Ertrag Aufwand

Bezeichnung 2013 2013 2012 2012

€ € € €

Aufwendungsersatz 4.211.510 4.211.510 4.253.600 4.253.600

Gebäudenebenkosten 6.596.040 6.596.040 6.431.720 6.431.720

Umlage Gebäudenebenkosten 358.560 358.560 281.650 281.650

Verwaltungsbetriebsausgaben 1.019.120 1.019.120 929.640 929.640

Leistungsverrechnung Bauhof 7.450.770 7.450.770 7.263.390 7.263.390

19.636.000 19.636.000 19.160.000 19.160.000

nähere Ergebnisse in den Teilergebnisplänen der Produktgruppen

Übersicht über die Inneren Verrechnungen



Anlagen: Stadtwerke Ratingen GmbH Seite 3

31.12.2010

€ € €

Aktivseite

A Anlagevermögen

I. immaterielle Vermögensgegenstände 1.823.170,00 1.602.610,00

II. Sachanlagen 85.208.486,16 84.100.826,15

III Finanzanlagen 522.890,02 555.054,43

87.554.546,18 86.258.490,58

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte 1.193.099,97 1.028.425,53

II. Forderungen und sonstige Vermögens-

gegenstände 30.471.118,49 32.208.405,26

III Kassenbestand, Postguthaben, Guthaben 3.506.995,63 5.158.403,53

35.171.214,09 38.395.234,32

C. Rechnungsabgrenzungsposten 13.154,00 29.429,53

D. Aktive Steuerlatenz 1.689.026,00

Summe 124.427.940,27 124.683.154,43

Passivseite

A. Eigenkapital

I. gezeichnetes Kapital 10.941.920,00 10.941.920,00

II. Kapitalrücklage 26.284.566,66 29.486.433,21

III. Gewinnrücklage 6.219.330,94

III. Jahresüberschuß 4.775.190,32 4.791.830,30

48.221.007,92 45.220.183,51

B. Empfangene Ertragszuschüsse 6.925.497,61 8.143.107,56

C. Rückstellungen 11.265.422,19 13.324.541,36

D. Verbindlichkeiten 58.016.012,55 57.995.322,00

E. Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 0,00

124.427.940,27 124.683.154,43

Bilanz zum 31.12.2011 der Stadtwerke Ratingen GmbH

30.12.2011















Ratingen Marketing GmbH / Auszug Wirtschaftsplan 2013

Erfolgsplan

Gewinn‐ und Verlustrechung/planung Ergebnis 2012

Alle Angaben in Euro, netto Plan 2012 vorläufig Plan 2013

Erträge

Finanzierungszuschuss Stadt Ratingen (netto) 214.620 214.620 214.620

Sonstige Erträge 32.000 48.000 139.900

Summe Umsatzerlöse, Erträge 246.620 262.620 354.520

Aufwendungen

Aufwendungen für Projekte,Veranstaltungen 21.050 20.000 129.760

Personalaufwendungen inkl. Personalnebenaufw. 97.000 75.000 140.000

Abschreibungen  12.000 7.000 11.000

Raumaufwendungen 17.500 17.500 17.600

Versicherungen, Beiträge,Darlehenszinsen 3.800 3.800 3.400

Werbe‐/Reiseaufwendungen 3.300 3.300 5.300

Sonstige Betriebsaufwendungen 42.100 43.900 35.100

Summe Aufwendungen 196.750 170.500 342.160

Ergebnis 49.870 92.120 12.360



     Anlage VI: Stellenplan, Teil A: Beamte/Beamtinnen

Laufbahngruppen und Besoldungs- Zahl der Stellen 2013 Zahl der Stellen 2012 Zahl der tatsächlich Vermerke
Amtsbezeichnungen gruppen (inkl. 1. Nachtrag) besetzten Stellen 

am 30.06.2012
Wahlbeamte
   Bürgermeister B 7 1 1 1
   Beigeordneter B 4 1 1 1
   Beigeordneter B 3 3 3 3
Höherer Dienst
   Ltd. Verwaltungsdirektor/in A 16 1 1 1
   Verwaltungsdirektor/in A 15 6 8 7 1 Stelle kw
   Oberverwaltungsrat/-rätin A 14 10 11 8
   Oberverwaltungsrat/-rätin A 14 HT 2 2 2
   Verwaltungsrat/-rätin A 13 7 6 6
Gehobener Dienst
   Oberamtsrat/-rätin A 13+Z 0 0 0
   Oberamtsrat/-rätin A 13 11 12 12
   Amtsrat/-rätin A 12 22 23 23 1 Stelle kw
   Amtmann/-frau A 11 48 49 45 1 Stelle kw, 1 Stelle ku
   Amtmann/-frau A 11 HT 6 6 6
   Oberinspektor/in A 10 39 37 33 1 Stelle kw
   Oberinspektor/in A 10  HT 7 9 8
   Oberinspektor/in A 10 TZ 2 2 1
   Inspektor/in A 9 11 11 9
Mittlerer Dienst
   Amtsinspektor/in A 9 +Z 5 5 4
   Amtsinspektor/in A 9 35 36 34 2 Stellen ku
   Amtsinspektor/in A 9 HT 5 5 5 1 Stelle kw, 1 Stelle ku
   Hauptsekretär/in A 8 65 66 55 1 Stelle ku
   Hauptsekretär/in A 8 HT 9 6 6
   Obersekretär/in A 7 5 6 5 3 Stellen kw
   Sekretär/in A 6 5 5 2
Insgesamt 306 311 277

Z = Stellenzulage



                      
                      Anlage VI: Stellenplan, Teil B: Beschäftigte

Entgeltgruppen Zahl der Stellen 2013* Zahl der Stellen 2012 Zahl der tatsächlich Vermerke
(inkl. 1. Nachtrag) besetzten Stellen

am 30.06.2012
15 5 4 4
14 7 7 6
13 19 19 19 1 Stelle kw, 1 Stelle ku
13 HT 5 1 1
12 19 19 18
12 HT 2 3 3
11 48 43 38
11 HT 3 3 2 1 Stelle kw
11 TZ 1 1 0
10 37 42 40 1 Stelle ku
10 HT 2 1 1
9 92 91 81 2 Stellen kw, 25 Stellen ku
9 HT 11 13 11 4 Stellen ku
9 TZ 1 1 1 1 Stelle ku
8 60 62 56 1 Stellen kw, 7 Stellen ku
8 HT 21 17 16 2 Stellen kw, 4 Stellen ku
8 TZ 3 3 3
7 13 19 19 3 Stelle ku
6 145 133 123 1 Stelle kw, 7 Stellen ku
6 HT 19 19 18 1 Stelle kw, 5 Stellen ku
6 TZ 3 3 3 1 Stelle ku
5 56 65 62 1 Stelle kw 25 Stellen ku 
5 HT 15 15 14 2 Stellen kw
5 TZ 2 2 1
4 40 39 39 2 Stelle ku
4 HT 5 5 4
3 7 7 3
3 HT 1 2 1
2 HT 7 7 6 1 Stelle kw
2 TZ 1 2 1 1 Stelle kw, 4 Stellen ku
1 HT 6 6 5

656 654 599
* Ohne die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst. Für diese gilt seit dem 01.11.2009 eine eigene Entgelttabelle S (s. Anlage VI, Teil C)

Insgesamt



                      
                      Anlage VI: Stellenplan, Teil C: Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst 

Entgeltgruppen Zahl der Stellen 2013* Zahl der Stellen 2012 Zahl der tatsächlich Vermerke
(inkl. 1. Nachtrag) besetzten Stellen

am 30.06.2012

S 18 3 3 3

S 17 9 9 9

S 17 HT 2 2 1

S 15 18 18 16

S 15 HT 3 3 3

S 13 10 10 8

S 12 7 7 7

S 12 HT 4 4 4

S 11 13 13 12

S 11 HT 5 5 3

S 11 TZ 2 2 2

S 10 4 4 4

S 8 7 7 7

S 7 1 1 0

S 6 71 71 61

S 6 HT 8 7 7

S 6 TZ 1 1 1

S 4 7 7 6

S 4 TZ 1 1 1

S 3 31 31 24

S 3 HT 19 18 14
226 224 193

* Für die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst gilt seit dem 01.11.2009 eine eigene Entgelttabelle S.
Insgesamt



     Anlage VI: Stellenplan, Teil A: Beamte/Beamtinnen   - vollzeitverrechnet -

Laufbahngruppen und Besoldungs- Zahl der Stellen 2013 Zahl der Stellen 2012 Zahl der tatsächlich Vermerke
Amtsbezeichnungen gruppen (inkl. 1. Nachtrag) besetzten Stellen 

am 30.06.2012
Wahlbeamte
   Bürgermeister B 7 1,0 1,0 1,0
   Beigeordneter B 4 1,0 1,0 1,0
   Beigeordneter B 3 3,0 3,0 3,0
Höherer Dienst
   Ltd. Verwaltungsdirektor/in A 16 1,0 1,0 1,0
   Verwaltungsdirektor/in A 15 6,0 8,0 7,0 1 Stelle kw
   Oberverwaltungsrat/-rätin A 14 11,6 12,6 9,2
   Verwaltungsrat/-rätin A 13 7,0 6,0 6,0
Gehobener Dienst
   Oberamtsrat/-rätin A 13+Z 0,0 0,0 0,0
   Oberamtsrat/-rätin A 13 11,0 12,0 11,5
   Amtsrat/-rätin A 12 22,0 23,0 22,7 1 Stelle kw
   Amtmann/-frau A 11 52,2 53,2 47,6 1 Stelle kw, 1 Stelle ku
   Oberinspektor/in A 10 43,4 43,5 37,4 1 Stelle kw
   Inspektor/in A 9 11,0 11,0 8,2
Mittlerer Dienst
   Amtsinspektor/in A 9 +Z 5,0 5,0 4,0
   Amtsinspektor/in A 9 38,2 39,2 35,6 1 Stelle kw, 3 Stellen ku
   Hauptsekretär/in A 8 70,1 68,5 57,2 1 Stelle ku
   Obersekretär/in A 7 5,0 6,0 5,0 3 Stellen kw
   Sekretär/in A 6 5,0 5,0 2,0
Insgesamt 293,5 298,9 259,4

Z = Stellenzulage



                
                      Anlage VI: Stellenplan, Teil B: Beschäftigte    - vollzeitverrechnet -

Entgeltgruppen Zahl der Stellen 2013* Zahl der Stellen 2012 Zahl der tatsächlich Vermerke
(inkl. 1. Nachtrag) besetzten Stellen

am 30.06.2012
15 5,0 4,0 3,8
14 7,0 7,0 6,0
13 22,4 19,8 19,2 1 Stelle kw, 1 Stelle ku
12 20,3 21,0 19,9
11 50,4 45,5 37,2 1 Stelle kw
10 38,3 42,8 39,5 1 Stelle ku
9 99,7 99,8 82,8 2 Stellen kw, 30 Stellen ku
8 76,0 74,7 65,9 3 Stellen kw, 11 Stellen ku
7 13,0 19,0 19,0 3 Stellen ku
6 159,4 147,4 132,0 2 Stellen kw, 13 Stellen ku
5 67,1 76,1 67,1 3 Stellen kw, 25 Stellen ku
4 43,8 42,8 42,2 2 Stellen ku
3 7,8 8,5 3,6
2 5,1 5,1 4,1 2 Stellen kw, 4 Stellen ku
1 3,7 3,7 3,1

Insgesamt 618,8 617,1 545,3
* Ohne die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst. Für diese gilt seit dem 01.11.2009 eine eigene Entgelttabelle (s. Anlage VI, Teil C)



                
                      Anlage VI: Stellenplan, Teil C: Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst    - vollzeitverrechnet -

Entgeltgruppen Zahl der Stellen 2013* Zahl der Stellen 2012 Zahl der tatsächlich Vermerke
(inkl. 1. Nachtrag) besetzten Stellen

am 30.06.2012

S 18 3,0 3,0 3,0
S 17 10,1 10,1 9,6
S 15 19,6 19,6 15,5
S 13 10,0 10,0 8,0
S 12 9,8 9,8 8,0
S 11 16,9 16,9 15,1
S 10 4,0 4,0 3,9
S 8 7,0 7,0 6,7
S 7 1,0 1,0 0,0
S 6 77,3 76,5 61,4
S 4 7,1 7,1 5,5
S 3 44,6 43,8 27,0

Insgesamt 210,4 208,9 163,7
* Für die Beschäftigten im Sozial- und Erziehungsdienst gilt seit dem 01.11.2009 eine eigene Entgelttabelle S.



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/1: Aufteilung nach der Gliederung (vollzeitverrechnet) - Beamte/Beamtinnen -

   Wahlbeamte               Gehobener Dienst Mittlerer Dienst
Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

B7 B 4 B 3 A 16 A 15 A 14 A 13 A13+Z A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A9+Z A 9 A 8 A 7 A 6 Summe
01.10 Politische Gremien u. 

Verwaltungsführung 1,00 1,00 3,00 1,00 1,98 1,00 1,00 9,98
01.15 Beschäftigtenvertretung 

0,00
01.20 Rechnungsprüfung 

1,00 1,00 1,00 0,61 3,61
01.30 Zentrale Verwaltungsdienste 

1,00 1,00 1,00 1,00 1,00 5,00
01.40 Zentrales Grundstücks- und 

Gebäudemanagement 1,00 1,00 2,00 1,00 1,00 1,00 1,00 0,50 8,50
01.50 Kommuale Dienste

1,00 1,00 0,48 0,50 0,61 3,59
01.60 Personalmanagement u. Organisation

2,00 3,00 4,00 8,70 5,00 1,00 4,00 2,00 4,00 33,70
01.70 Technikunterstützte 

Informationsverarbeitung 1,00 1,00 1,00 1,00 4,00
01.80 Finanzmanagement und 

Rechnungswesen 1,00 1,00 2,00 5,78 6,50 4,00 5,78 26,06
01.90 Recht und Versicherungen

0,78 1,00 1,00 1,00 3,78

01 Innere Verwaltung 1,00 1,00 3,00 1,00 3,00 2,76 5,00 0,00 4,00 11,00 15,39 17,68 6,00 0,00 7,50 12,89 2,00 5,00 98,22

02.10 Ordnungsangelegenheiten

1,00 2,00 2,00 3,50 1,00 2,00 7,23 18,73
02.20 Verkehrsangelegenheiten

1,00 1,00 0,66 2,66
02.40 Feuerwehr und Rettungsdienst

1,00 2,00 1,00 8,00 5,00 1,00 3,00 20,00 44,00 3,00 88,00

02 Sicherheit und Ordnung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2,00 0,00 0,00 2,00 4,00 11,00 8,50 1,00 4,00 22,66 51,23 3,00 0,00 109,39

Höherer Dienst



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/1: Aufteilung nach der Gliederung (vollzeitverrechnet) - Beamte/Beamtinnen -

   Wahlbeamte               Gehobener Dienst Mittlerer Dienst
Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

B7 B 4 B 3 A 16 A 15 A 14 A 13 A13+Z A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A9+Z A 9 A 8 A 7 A 6 Summe

Höherer Dienst

03.10 Grundschulen

1,00 1,00
03.20 Hauptschule

0,00
03.30 Realschulen

0,00
03.40 Gymnasien

0,00
03.50 Gesamtschule

0,00
03.60 Sonderschule

0,00
03.70 Sonstige zentrale Leistungen des 

Schulträgers 1,00 2,00 2,50 1,00 6,50

03 Schulträgeraufgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 2,00 2,50 1,00 1,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 7,50

04.10 Volkshochschule

1,00 1,00 2,00
04.20 Musikschule

1,00 1,00
04.30 Stadtbibliothek

0,00
04.40 Stadtmuseum

0,00
04.50 Stadtarchiv

1,00 1,00
04.60 Stadttheater

1,00 1,00
04.70 Kulturverwaltung, Veranstaltungen, 

Förderung 0,80 1,00 1,80

04 Kultur 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,80 0,00 0,00 0,00 1,00 2,00 2,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 6,80



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/1: Aufteilung nach der Gliederung (vollzeitverrechnet) - Beamte/Beamtinnen -

   Wahlbeamte               Gehobener Dienst Mittlerer Dienst
Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

B7 B 4 B 3 A 16 A 15 A 14 A 13 A13+Z A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A9+Z A 9 A 8 A 7 A 6 Summe

Höherer Dienst

05.10 Unterstützung für Senioren

0,35 0,35
05.20 Hilfen bei Krankheit, Behinderung, 

Pflegebedürftigkeit 1,00 1,00 1,00 3,00
05.30 Hilfen bei Einkommensdefiziten und 

Unterstützungsleitungen/ Sonstige 
allgemeine Sozialverwaltung 1,00 1,65 2,00 8,78 5,50 1,00 1,73 2,00 23,66

05.40 Allgemeine Unterstützung sozialer 
Einrichtungen 0,00

05 Soziale Hilfen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 2,00 2,00 9,78 6,50 1,00 1,00 1,73 2,00 0,00 0,00 27,01

06.10 Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen 0,20 0,70 3,50 4,40

06.20 Kinder- und Jugendarbeit

0,20 0,30 1,00 1,50
06.30 Familienhilfen

0,60 3,78 1,50 1,00 6,88

06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 4,78 1,50 1,00 0,00 4,50 0,00 0,00 0,00 12,78

07.10 Gesundheitsdienste

0,00

07 Gesundheitsdienste 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

08.10 Bereitstellung und Betrieb von 
Sportanlagen 0,60 0,50 1,10

08.20 Eissporthalle

0,30 0,50 0,80
08.30 Sportförderung

0,40 0,70 1,10

08 Sportförderung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 1,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3,00

09.10 Räumliche Planung und Entwicklung

2,00 2,00 1,00 1,78 1,00 7,78

09 Räumliche Planung und Entwicklung 0,00 0,00 0,00 0,00 2,00 2,00 1,00 0,00 0,00 0,00 1,78 0,00 1,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 7,78



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/1: Aufteilung nach der Gliederung (vollzeitverrechnet) - Beamte/Beamtinnen -

   Wahlbeamte               Gehobener Dienst Mittlerer Dienst
Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

B7 B 4 B 3 A 16 A 15 A 14 A 13 A13+Z A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A9+Z A 9 A 8 A 7 A 6 Summe

Höherer Dienst

10.10 Maßnahmen der Bauaufsicht, 
Denkmalschutz 2,00 3,00 5,00

10.20 Wohnungsangelegenheiten

0,78 1,00 1,78

10 Bauen und Wohnen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 2,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3,00 0,00 0,00 0,78 1,00 0,00 0,00 6,78

11.10 Abfallwirtschaft

0,00
11.20 Stadtentwässerung

1,00 0,78 1,78
11.30 Sonstige Versorgungsunternehmen

0,00

11 Ver- und Entsorgung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,78 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,78

12.10 Verkehrsflächen und -anlagen

1,00 1,00 2,00 1,50 1,00 6,50
12.20 Verkehrssicherung

0,00
12.30 ÖPNV

0,00
12.40 Straßenreinigung und Winterdienst

0,00

12 Verkehrsflächen und -anlagen 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 2,00 1,50 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 6,50

13.10 Öffentliches Grün, Wasserflächen

1,00 1,00 2,00
13.20 Bestattungswesen

1,00 1,00

13 Natur- und Landschaftspflege 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 0,00 1,00 1,00 0,00 0,00 3,00

14.10 Umweltschutz

0,00

14 Umweltschutz 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/1: Aufteilung nach der Gliederung (vollzeitverrechnet) - Beamte/Beamtinnen -

   Wahlbeamte               Gehobener Dienst Mittlerer Dienst
Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

B7 B 4 B 3 A 16 A 15 A 14 A 13 A13+Z A 13 A 12 A 11 A 10 A 9 A9+Z A 9 A 8 A 7 A 6 Summe

Höherer Dienst

15.10 Wirtschaftsförderung und Tourismus

1,00 1,00 2,00
15.20 Stadtmarketing

0,00
15.30 Freizeiteinrichtungen

1,00 1,00

15 Wirtschaft und Tourismus 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 2,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3,00

16.10 Allgemeine Finanzwirtschaft

0,00

16 Allgemeine Finanzwirtschaft 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

17.10 Stiftungen

0,00

17 Stiftungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Gesamt 1,00 1,00 3,00 1,00 6,00 11,56 7,00 0,00 11,00 22,00 52,23 43,46 11,00 5,00 38,17 70,12 5,00 5,00 293,54



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/2: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte -

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 Summe
01.10 Politische Gremien u. Verwaltungsführung

1,00 0,85 8,00 4,18 14,03
01.15 Beschäftigtenvertretung 

1,00 1,00 1,00 3,00
01.20 Rechnungsprüfung 

2,00 0,77 2,77
01.30 Zentrale Verwaltungsdienste 

1,00 3,00 4,41 12,71 5,00 2,24 4,24 3,71 36,31
01.40 Zentrales Grundstücks- und 

Gebäudemanagement 4,00 1,00 10,00 2,00 2,00 2,00 21,00
01.50 Kommunale Dienste

1,00 2,00 1,00 1,00 3,00 5,77 10,00 45,00 18,50 27,00 2,00 116,27
01.60 Personalmanagement u. Organisation

0,80 0,67 1,47 2,00 3,00 1,00 11,00 3,00 3,00 25,94
01.70 Technikunterstützte 

Informationsverarbeitung 0,20 2,00 7,15 3,00 1,00 13,35
01.80 Finanzmanagement und Rechnungswesen

1,00 2,00 3,00 5,24 0,77 0,38 12,39
01.90 Recht und Versicherungen

1,00 1,00 0,77 1,00 0,82 4,59

01 Innere Verwaltung 3,00 0,00 9,67 6,77 22,47 12,77 23,82 20,60 10,00 71,48 26,88 29,24 5,00 4,24 3,71 249,65

02.10 Ordnungsangelegenheiten

1,00 0,50 5,00 15,89 22,39
02.20 Verkehrsangelegenheiten

1,00 1,00 2,00 6,62 10,62
02.40 Feuerwehr und Rettungsdienst

2,00 2,00

02 Sicherheit und Ordnung 0,00 0,00 0,00 0,00 1,00 1,50 6,00 17,89 0,00 0,00 6,62 0,00 2,00 0,00 0,00 35,01



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/2: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte -

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 Summe
03.10 Grundschulen

1,00 1,00 8,35 11,81 22,16
03.20 Hauptschule

1,27 1,27
03.30 Realschulen

5,04 5,04
03.40 Gymnasien

1,00 5,31 5,00 11,31
03.50 Gesamtschule

1,00 2,44 3,44
03.60 Sonderschule

1,27 1,27
03.70 Sonstige zentrale Leistungen des 

Schulträgers 1,00 1,00 1,77 1,00 4,77

03 Schulträgeraufgaben 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 1,00 2,00 9,08 0,00 24,37 11,81 0,00 0,00 0,00 0,00 49,26

04.10 Volkshochschule

1,00 2,00 1,00 0,77 4,77
04.20 Musikschule

1,00 3,00 13,90 0,46 18,36
04.30 Stadtbibliothek

0,80 1,00 3,00 6,54 1,00 6,64 3,99 22,97
04.40 Stadtmuseum

1,00 1,00 1,00 1,00 0,77 4,77
04.50 Stadtarchiv

0,20 0,50 0,70
04.60 Stadttheater

1,00 1,00 1,00 3,00
04.70 Kulturverwaltung, Veranstaltungen, 

Förderung 0,99 1,00 0,64 2,63

04 Kultur 1,00 2,00 4,00 0,00 1,99 7,00 24,44 3,27 0,00 8,74 3,99 0,00 0,77 0,00 0,00 57,20



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/2: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte -

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 Summe
05.10 Unterstützung für Senioren

3,00 0,77 3,77
05.20 Hilfen bei Krankheit, Behinderung, 

Pflegebedürftigkeit 1,00 0,77 1,77
05.30 Hilfen bei Einkommensdefiziten und 

Unterstützungsleitungen/ Sonstige 
ll i S i l lt

7,00 6,54 8,83 22,37
05.40 Allgemeine Unterstützung sozialer 

Einrichtungen 0,00

05 Soziale Hilfen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 7,00 7,54 9,60 0,00 0,00 3,00 0,77 0,00 0,00 0,00 27,91

06.10 Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen 0,40 2,00 4,00 0,77 0,82 7,99

06.20 Kinder- und Jugendarbeit

0,20 0,50 0,30 8,00 2,00 1,00 12,00
06.30 Familienhilfen

0,40 1,00 3,77 2,20 1,00 8,37

06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 1,00 1,00 3,77 0,00 0,00 0,50 4,50 4,00 0,00 9,00 2,00 1,77 0,00 0,82 0,00 28,36

07.10 Gesundheitsdienste
0,00

07 Gesundheitsdienste 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

08.10 Bereitstellung und Betrieb von 
Sportanlagen 1,00 1,00 4,00 5,00 2,00 13,00

08.20 Eissporthalle

1,00 4,00 1,00 6,00
08.30 Sportförderung

1,00 1,00

08 Sportförderung 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 2,00 1,00 0,00 8,00 5,00 3,00 0,00 0,00 0,00 20,00



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/2: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte -

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 Summe
09.10 Räumliche Planung und Entwicklung

2,00 1,00 4,51 5,35 1,00 6,49 1,00 3,77
25,12

09 Räumliche Planung und Entwicklung 0,00 2,00 1,00 4,51 5,35 1,00 6,49 1,00 0,00 3,77 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 25,12

10.10 Maßnahmen der Bauaufsicht, 
Denkmalschutz 1,00 1,00 3,00 4,00 2,00 1,00 1,00 0,77 13,77

10.20 Wohnungsangelegenheiten

1,00 2,77 2,50 6,00 12,27

10 Bauen und Wohnen 0,00 1,00 1,00 3,00 4,00 1,00 4,77 3,50 0,00 7,00 0,77 0,00 0,00 0,00 0,00 26,04

11.10 Abfallwirtschaft

0,00
11.20 Stadtentwässerung

0,50 2,00 8,00 3,00 4,04 2,00 19,54
11.30 Sonstige Versorgungsunternehmen

0,00

11 Ver- und Entsorgung 0,00 0,00 0,50 2,00 8,00 3,00 4,04 0,00 0,00 2,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 19,54

12.10 Verkehrsflächen und -anlagen

1,30 1,30 3,00 1,90 4,15 1,00 4,80 1,00 2,00 20,45
12.20 Verkehrssicherung

0,20 0,70 0,10 0,35 0,20 1,55
12.30 ÖPNV

0,15 0,15
12.40 Straßenreinigung und Winterdienst

0,00

12 Verkehrsflächen und -anlagen 0,00 0,00 1,50 2,00 3,15 2,00 4,50 1,00 0,00 5,00 1,00 2,00 0,00 0,00 0,00 22,15

13.10 Öffentliches Grün, Wasserflächen

1,00 3,41 0,50 3,77 2,00 2,00 12,00 4,00 3,00 31,68
13.20 Bestattungswesen

1,00 2,00 1,00 8,00 2,00 3,00 17,00

13 Natur- und Landschaftspflege 0,00 1,00 0,00 0,00 3,41 1,50 5,77 2,00 3,00 20,00 6,00 6,00 0,00 0,00 0,00 48,68



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/2: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte -

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

15 14 13 12 11 10 9 8 7 6 5 4 3 2 1 Summe
14.10 Umweltschutz

1,00 1,00 1,00
3,00

14 Umweltschutz 0,00 0,00 1,00 0,00 1,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3,00

15.10 Wirtschaftsförderung und Tourismus

1,82 1,82
15.20 Stadtmarketing

0,00
15.30 Freizeiteinrichtungen

2,00 2,00 1,00 5,00

15 Wirtschaft und Tourismus 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 3,82 2,00 0,00 0,00 0,00 1,00 0,00 0,00 0,00 6,82

16.10 Allgemeine Finanzwirtschaft
0,00

16 Allgemeine Finanzwirtschaft 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

17.10 Stiftungen
0,00

17 Stiftungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Gesamt 5,00 7,00 22,44 20,28 50,37 38,27 99,69 75,94 13,00 159,36 67,07 43,78 7,77 5,06 3,71 618,74



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/3: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst-

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

S 18 S 17 S 16 S 15 S14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 Summe
01.10 Politische Gremien u. Verwaltungsführung

0,00
01.15 Beschäftigtenvertretung 

0,00
01.20 Rechnungsprüfung 

0,00
01.30 Zentrale Verwaltungsdienste 

0,00
01.40 Zentrales Grundstücks- und 

Gebäudemanagement 0,00
01.50 Kommunale Dienste

0,00
01.60 Personalmanagement u. Organisation

0,00
01.70 Technikunterstützte 

Informationsverarbeitung 0,00
01.80 Finanzmanagement und Rechnungswesen

0,00
01.90 Recht und Versicherungen

0,00

01 Innere Verwaltung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

02.10 Ordnungsangelegenheiten

0,00
02.20 Verkehrsangelegenheiten

0,00
02.40 Feuerwehr und Rettungsdienst

0,00

02 Sicherheit und Ordnung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/3: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst-

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

S 18 S 17 S 16 S 15 S14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 Summe
03.10 Grundschulen

0,00
03.20 Hauptschule

0,00
03.30 Realschulen

0,00
03.40 Gymnasien

0,00
03.50 Gesamtschule

0,00
03.60 Sonderschule

0,00
03.70 Sonstige zentrale Leistungen des 

Schulträgers 0,00

03 Schulträgeraufgaben 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

04.10 Volkshochschule

0,00
04.20 Musikschule

0,00
04.30 Stadtbibliothek

0,00
04.40 Stadtmuseum

0,00
04.50 Stadtarchiv

0,00
04.60 Stadttheater

0,00
04.70 Kulturverwaltung, Veranstaltungen, 

Förderung 0,00

04 Kultur 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/3: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst-

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

S 18 S 17 S 16 S 15 S14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 Summe
05.10 Unterstützung für Senioren

5,00 5,00
05.20 Hilfen bei Krankheit, Behinderung, 

Pflegebedürftigkeit 0,00
05.30 Hilfen bei Einkommensdefiziten und 

Unterstützungsleitungen/ Sonstige 
ll i S i l lt

1,00 1,00 4,00 6,00
05.40 Allgemeine Unterstützung sozialer 

Einrichtungen 0,00

05 Soziale Hilfen 1,00 1,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 4,00 0,00 0,00 0,00 0,00 5,00 0,00 0,00 0,00 11,00

06.10 Förderung von Kindern in 
Tageseinrichtungen 0,50 2,20 1,00 10,00 4,00 5,00 1,00 72,29 4,00 43,90 143,89

06.20 Kinder- und Jugendarbeit

0,50 4,00 3,00 9,81 5,98 1,99 3,06 0,68 29,02
06.30 Familienhilfen

1,00 2,94 15,64 6,90 26,48

06 Kinder-, Jugend- und Familienhilfe 2,00 9,14 0,00 19,64 0,00 10,00 9,81 12,88 4,00 0,00 6,99 1,00 72,29 0,00 7,06 44,58 199,39

07.10 Gesundheitsdienste
0,00

07 Gesundheitsdienste 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

08.10 Bereitstellung und Betrieb von 
Sportanlagen 0,00

08.20 Eissporthalle

0,00
08.30 Sportförderung

0,00

08 Sportförderung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/3: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst-

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

S 18 S 17 S 16 S 15 S14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 Summe
09.10 Räumliche Planung und Entwicklung

0,00

09 Räumliche Planung und Entwicklung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

10.10 Maßnahmen der Bauaufsicht, 
Denkmalschutz 0,00

10.20 Wohnungsangelegenheiten

0,00

10 Bauen und Wohnen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

11.10 Abfallwirtschaft

0,00
11.20 Stadtentwässerung

0,00
11.30 Sonstige Versorgungsunternehmen

0,00

11 Ver- und Entsorgung 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

12.10 Verkehrsflächen und -anlagen

0,00
12.20 Verkehrssicherung

0,00
12.30 ÖPNV

0,00
12.40 Straßenreinigung und Winterdienst

0,00

12 Verkehrsflächen und -anlagen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

13.10 Öffentliches Grün, Wasserflächen

0,00
13.20 Bestattungswesen

0,00

13 Natur- und Landschaftspflege 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00



Anlage VII: Stellenübersicht, Teil A/3: Aufteilung nach der Gliederung - Beschäftigte im Sozial- und Erziehungsdienst-

Produkt-
gruppe 
Produkt-
bereich

Bezeichnung

S 18 S 17 S 16 S 15 S14 S 13 S 12 S 11 S 10 S 9 S 8 S 7 S 6 S 5 S 4 S 3 Summe
14.10 Umweltschutz

0,00

14 Umweltschutz 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

15.10 Wirtschaftsförderung und Tourismus

0,00
15.20 Stadtmarketing

0,00
15.30 Freizeiteinrichtungen

0,00

15 Wirtschaft und Tourismus 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

16.10 Allgemeine Finanzwirtschaft
0,00

16 Allgemeine Finanzwirtschaft 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

17.10 Stiftungen
0,00

17 Stiftungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00

Gesamt 3,00 10,14 0,00 19,64 0,00 10,00 9,81 16,88 4,00 0,00 6,99 1,00 77,29 0,00 7,06 44,58 210,39



    
                      Anlage VII: Stellenübersicht, Teil B: Dienstkräfte in der Ausbildungszeit

Nachwuchskräfte und informatorisch beschäftigte Dienstkräfte
Bezeichnung Art der Vergütung vorgesehen      beschäftigt  

für 2013
(Stichtag 01.10.)

 am 01.10.2012

Stadtinspektoranwärter/innen Anwärterbezug 3 4
Stadtsekretäranwärter/innen Anwärterbezug 0 0
Brandoberinspektoranwärter Anwärterbezug 0 0
Brandmeisteranwärter Anwärterbezug 5 4
Verwaltungsfachangestellte Ausbildungsvergütung 2 2
FA für Medien-u.Informationsdienste Ausbildungsvergütung
Fachrichtung - Bibliothek - 1 2
Fachrichtung - Archiv - 1 1
Vermessungstechniker/innen Ausbildungsvergütung 0 0
Fachinformatiker/innen Systemtechnik Ausbildungsvergütung 1 2
Straßenbauer/innen Ausbildungsvergütung 2 4
KfZ-Mechatroniker/innen Ausbildungsvergütung 2 2
Gärtner/innen Ausbildungsvergütung 3 4
Elektroniker/innen Ausbildungsvergütung 1 2

Ausbildungsvergütung 1 1
Berufskraftfahrer Ausbildungsvergütung 2 2
Jahrespraktikanten/-praktikantinnen Tarif 10 8
Insgesamt 34 38

Tischler



Ratingen Marketing GmbH / Auszug Wirtschaftsplan 2013

Erfolgsplan

Gewinn‐ und Verlustrechung/planung Ergebnis 2012

Alle Angaben in Euro, netto Plan 2012 vorläufig Plan 2013

Erträge

Finanzierungszuschuss Stadt Ratingen (netto) 214.620 214.620 214.620

Sonstige Erträge 32.000 48.000 139.900

Summe Umsatzerlöse, Erträge 246.620 262.620 354.520

Aufwendungen

Aufwendungen für Projekte,Veranstaltungen 21.050 20.000 129.760

Personalaufwendungen inkl. Personalnebenaufw. 97.000 75.000 140.000

Abschreibungen  12.000 7.000 11.000

Raumaufwendungen 17.500 17.500 17.600

Versicherungen, Beiträge,Darlehenszinsen 3.800 3.800 3.400

Werbe‐/Reiseaufwendungen 3.300 3.300 5.300

Sonstige Betriebsaufwendungen 42.100 43.900 35.100

Summe Aufwendungen 196.750 170.500 342.160

Ergebnis 49.870 92.120 12.360



Anlagen: Zuwendungen an Fraktionen Seite 1

I:\Haushaltsplan\hhpl 2013\Original 2013\9. Anlagen\zuwfrak\[fraktionszuwendungen 2013.xls]Tabelle1

Anlage VIlI:  Zuwendungen an Fraktionen

Teil A: Geldleistungen

Haushaltsansatz Haushaltsansatz Ergebnis der 
Jahresrechnung

Nr. Fraktion 2013 2012 2011 Erläuterungen

€ € €

1 CDU 38.100 38.100 38.008,32

2 Bürger Union 32.800 32.800 32.704,80

3 SPD 25.700 25.700 25.633,44

4 Bündnis90/
Die Grünen 15.100 15.100 15.026,40

5 FDP 15.100 15.100 15.026,40

6 Ratinger Linke 9.800 9.800 9.722,88

Spitzenbetrag 400 400

Summe: 137.000 137.000 136.122,24
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Zuwendungen an Fraktionen
Teil B. Geldwerte Leistungen

Fraktion: CDU
I:\Haushaltsplan\hhpl 2013\Original 2013\9. Anlagen\zuwfrak\[cdu.xls]Tabelle1

G e l d w e r t

Zweckbestimmung Haushalts- Vorjahr Mehr + Erläuterungen
jahr
2013 2012 Weniger -

€ € €
1 2 3 4 5

1. Gestellung von Personal der kommunalen
Körperschaft für die Fraktionsarbeit

1.1  für die Sicherung des Informationsaustauchs,
      organisat. Arbeiten und sonstige Dienste
     (Geschäftsstellenbetrieb)
1.2   für Sachgebiete der Fraktionsarbeit
       (Fraktionsassistenten)
1.3   für Fahrer von Dienstfahrzeugen

2. Bereitstellung von Fahrzeugen

3. Bereitstellung von Räumen

3.1    für die Fraktionsgeschäftsstelle 8.650  8.650  Kalkulatorische Miete von 9,61 € 
je qm

3.2    dauernd oder bedarfsweise für die
         Durchführung von Fraktionssitzungen

4. Bereitstellung von Büroausstattung Neuausstattung in 1994 mit einem
Gesamtwertwert von 25.560 € bei

4.1     Büromöbel und -maschinen 0  0  10jähriger Abschreibung, d.h. ab 2005
4.2     sonstiges Büromaterial keine Abschreibung mehr

5. Übernahme lfd. oder einmaliger Kosten für
Reinigungskosten, Energie, Heizung,

5.1      bereitgestellte Räume (Heizung, Reinigung, 3.590  3.590  Versicherung (pauschal 3,99 € je 
          Beleuchtung) qm/Monat)
5.2      Fachliteratur und -zeitschriften 130  130  
5.3      Telefon, Telefax, Datenübertragungsleitungen 1.400  1.400  
5.4      Rechnerzeiten auf zentraler ADV - Anlage 2.660  2.660  

6. Sonstiges

16.430 16.430
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Zuwendungen an Fraktionen
Teil B. Geldwerte Leistungen

Fraktion: SPD

G e l d w e r t

Zweckbestimmung Haushaltsj. Vorjahr Mehr + Erläuterungen
13 2012 Weniger -
€ € €

1 2 3 4 5

1. Gestellung von Personal der kommunalen Körperschaft
für die Fraktionsarbeit

1.1  für die Sicherung des Informationsaustauchs, organisat.
       Arbeiten und sonstige Dienste (Geschäftsstellenbetrieb)
1.2   für Sachgebiete der Fraktionsarbeit (Fraktionsassistenten)
1.3   für Fahrer von Dienstfahrzeugen

2. Bereitstellung von Fahrzeugen

3. Bereitstellung von Räumen

3.1    für die Fraktionsgeschäftsstelle 6.350 6.350 Kalkulatorische Miete von 9,61 € 
je m² 

3.2    dauernd oder bedarfsweise für die Durchführung von 
         Fraktionssitzungen

4. Bereitstellung von Büroausstattung Neuausstattung in 1994 mit einem
Gesamtwertwert von 25.560 € bei

4.1     Büromöbel und -maschinen 0 0 10jähriger Abschreibung, d.h. ab 2005
4.2     sonstiges Büromaterial keine Abschreibung mehr

5. Übernahme laufender oder einmaliger Kosten für
Reinigungskosten, Energie, Heizung,

5.1      bereitgestellte Räume (Heizung, Reinigung, Beleuchtung) 2.640 2.640 Versicherung (pauschal 3,99 € je 
qm/Monat)

5.2      Fachliteratur und -zeitschriften 130 130
5.3      Telefon, Telefax, Datenübertragungsleitungen 700 700  
5.4      Rechnerzeiten auf zentraler ADV - Anlage 2.660 2.660

6. Sonstiges

12.480 12.480
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Zuwendungen an Fraktionen
Teil B. Geldwerte Leistungen

Fraktion: Bürger-Union

G e l d w e r t

Zweckbestimmung Haushalts. Vorjahr Mehr + Erläuterungen
2013 2012 Weniger -

€ € €
1 2 3 4 5

1. Gestellung von Personal der kommunalen Körperschaft
für die Fraktionsarbeit

1.1  für die Sicherung des Informationsaustauchs, organisat.
       Arbeiten und sonstige Dienste (Geschäftsstellenbetrieb)
1.2   für Sachgebiete der Fraktionsarbeit (Fraktionsassistenten)
1.3   für Fahrer von Dienstfahrzeugen

2. Bereitstellung von Fahrzeugen

3. Bereitstellung von Räumen

3.1    für die Fraktionsgeschäftsstelle 8.120 8.120 Kalkulatorische Miete von 9,61 € 
3.2    dauernd oder bedarfsweise für die Durchführung von je m² 
         Fraktionssitzungen

Neuausstattung in 1999 mit einem 
4. Bereitstellung von Büroausstattung Gesamtwert von 8.180 € bei 

10jähriger Abschreibung zzgl. Ergän-
4.1     Büromöbel und -maschinen 1.420 1.420 zung in Höhe von 4.000 € in 2004 bei
4.2     sonstiges Büromaterial ebenfalls 10-jähriger Abschreibung

zzgl. weitere Ergänzung in 2005
i.H.v. 2.000 €

5. Übernahme laufender oder einmaliger Kosten für
Reinigungskosten, Energie, Heizung,

5.1      bereitgestellte Räume (Heizung, Reinigung, Beleuchtung) 3.370 3.370 Versicherung (pauschal 3,99 € je 
5.2      Fachliteratur und -zeitschriften 130 130 qm/Monat)->die Raumgröße der 
5.3      Telefon, Telefax, Datenübertragungsleitungen 700 700 Bürger-Union beträgt wie oben er-
5.4      Rechnerzeiten auf zentraler ADV - Anlage 2.660 2.660 wähnt nun 70,4 m²

6. Sonstiges

16.400 16.400
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Zuwendungen an Fraktionen
Teil B. Geldwerte Leistungen

Fraktion: Bündnis 90/Die Grünen 

G e l d w e r t

Zweckbestimmung Haushaltsj. Vorjahr Mehr + Erläuterungen
2013 2012 Weniger -

€ € €
1 2 3 4 5

1. Gestellung von Personal der kommunalen Körperschaft
für die Fraktionsarbeit

1.1  für die Sicherung des Informationsaustauchs, organisator.
       Arbeiten und sonstige Dienste (Geschäftsstellenbetrieb)
1.2   für Sachgebiete der Fraktionsarbeit (Fraktionsassistenten)
1.3   für Fahrer von Dienstfahrzeugen

2. Bereitstellung von Fahrzeugen

3. Bereitstellung von Räumen

3.1    für die Fraktionsgeschäftsstelle 4.620 4.620 Kalkulatorische Miete von 9,61 €
3.2    dauernd oder bedarfsweise für die Durchführung von je qm 
         Fraktionssitzungen

4. Bereitstellung von Büroausstattung Neuausstattung in 1994 mit einem 
Gesamtwert von 3.580 € bei  

4.1     Büromöbel und -maschinen 0 0 10jähriger Abschreibung, d.h. ab 
4.2     sonstiges Büromaterial 2005 keine Abschreibung mehr

5. Übernahme laufender oder einmaliger Kosten für
Reinigungskosten, Energie, Heizung,

5.1      bereitgestellte Räume (Heizung, Reinigung, Beleuchtung) 1.920 1.920 Versicherung (pauschal 3,99 € je 
5.2      Fachliteratur und -zeitschriften 130 130 qm/Monat)
5.3      Telefon, Telefax, Datenübertragungsleitungen 700 700
5.4      Rechnerzeiten auf zentraler ADV - Anlage 2.660 2.660

6. Sonstiges

10.030 10.030
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Zuwendungen an Fraktionen
Teil B. Geldwerte Leistungen

Fraktion: F.D.P

G e l d w e r t

Zweckbestimmung Haushaltsj. Vorjahr Mehr + Erläuterungen
2013 2012 Weniger -

€ € €
1 2 3 4 5

1. Gestellung von Personal der kommunalen Körperschaft
für die Fraktionsarbeit

1.1  für die Sicherung des Informationsaustauchs, organisat.
       Arbeiten und sonstige Dienste (Geschäftsstellenbetrieb)
1.2   für Sachgebiete der Fraktionsarbeit (Fraktionsassistenten)
1.3   für Fahrer von Dienstfahrzeugen

2. Bereitstellung von Fahrzeugen

3. Bereitstellung von Räumen

3.1    für die Fraktionsgeschäftsstelle 4.380 4.380 Kalkulatorische Miete von 9,61 €
3.2    dauernd oder bedarfsweise für die Durchführung von je qm 
         Fraktionssitzungen

4. Bereitstellung von Büroausstattung Neuausstattung in 1994 mit einem 
Gesamtwert von 7.670 € bei 

4.1     Büromöbel und -maschinen 0 0 10jähriger Abschreibung, d.h. ab 2005
4.2     sonstiges Büromaterial keine Abschreibung mehr anzusetzen

5. Übernahme laufender oder einmaliger Kosten für Reinigungskosten, Energie, Heizung,
Versicherung (pauschal 3,99 € je 

5.1      bereitgestellte Räume (Heizung, Reinigung, Beleuchtung) 1.820 1.820 qm/Monat) 
5.2      Fachliteratur und -zeitschriften 130 130
5.3      Telefon, Telefax, Datenübertragungsleitungen 650 650
5.4      Rechnerzeiten auf zentraler ADV - Anlage 2.660 2.660

6. Sonstiges

9.640 9.640
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Zuwendungen an Fraktionen
Teil B. Geldwerte Leistungen

Fraktion: Die Linke

G e l d w e r t

Zweckbestimmung Haushaltsj. Vorjahr Mehr + Erläuterungen
2013 2012 Weniger -

€ € €
1 2 3 4 5

1. Gestellung von Personal der kommunalen Körperschaft
für die Fraktionsarbeit

1.1  für die Sicherung des Informationsaustauchs, organisat.
       Arbeiten und sonstige Dienste (Geschäftsstellenbetrieb)
1.2   für Sachgebiete der Fraktionsarbeit (Fraktionsassistenten)
1.3   für Fahrer von Dienstfahrzeugen

2. Bereitstellung von Fahrzeugen

3. Bereitstellung von Räumen

3.1    für die Fraktionsgeschäftsstelle 1.960 1.960 Kalkulatorische Miete von 9,61 €
3.2    dauernd oder bedarfsweise für die Durchführung von je qm 
         Fraktionssitzungen

4. Bereitstellung von Büroausstattung Neuausstattung in 1994 mit einem 
Gesamtwert von 7.670 € bei 

4.1     Büromöbel und -maschinen 0 0 10jähriger Abschreibung, d.h. ab 2005
4.2     sonstiges Büromaterial keine Abschreibung mehr anzusetzen

5. Übernahme laufender oder einmaliger Kosten für Reinigungskosten, Energie, Heizung,
Versicherung (pauschal 3,99 € je 

5.1      bereitgestellte Räume (Heizung, Reinigung, Beleuchtung) 810 810 qm/Monat) 
5.2      Fachliteratur und -zeitschriften 130 130
5.3      Telefon, Telefax, Datenübertragungsleitungen 650 650
5.4      Rechnerzeiten auf zentraler ADV - Anlage 2.660 2.660

6. Sonstiges

6.210 6.210
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 Statistische Angaben

Bevölkerungsstatistik (Aufgrund der Fortschreibung des Einwohnermeldeamtes auf den 30.06.2012,  
                                   einschließlich der Personen,die ihren zweiten Wohnsitz in Ratingen haben.)

absolut prozentual

(nachrichtlich Gesamt nur Ersten Wohnsitz) (91 842)

Gesamtzahl 95 230

                    davon männlich 45 881 48,18
          weiblich 49 349 51,82

Familienstand

ledig 34 996 36,75
verheiratet 46 129 48,44
verwitwet 6 948 7,30
geschieden 7 157 7,52
ohne Angabe

Religionszugehörigkeit

evangelisch 25 524 26,80
römisch katholisch 33 976 35,68
sonstige 35 730 37,52

Ausländer 8 782 9,22

Altersaufbau

unter 3 Jahre 2 064 2,17
3 bis 5 Jahre 2 291 2,41
6 bis 9 Jahre 3 190 3,35
10 bis 14 Jahre 4 489 4,71
15 bis 17 Jahre 2 772 2,91
18 bis 20 Jahre 2 679 2,81
21 bis 24 Jahre 3 699 3,88
25 bis 34 Jahre 9 788 10,28
35 bis 44 Jahre 13 417 14,09
45 bis 64 Jahre 28 679 30,12
65 Jahre und älter 22 162 23,27
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Öffentliches Schulwesen

Schülerz.
Bezeichnung der Schule Anschrift am

15.10.2012

a) Grundschulen
Anne-Frank-Schule Städt. Grundschule Nord Mülheimer Straße 47 40878 Rtg. 223
Albert-Schweitzer-Schule Städt. Grundschule Ost Bruchstraße 22 40882 Rtg. 173
Gebr.-Grimm-Schule Städt. Grundschule Süd Karl-Mücher-Weg 17 40878 Rtg. 304
Karl-Arnold-Schule Städt. Grundschule Eckamp Volkardeyer Straße 36 40880 Rtg. 207
Erich-Kästner-Schule Städt. Grundschule  West I            Berliner Straße 35 40880 Rtg. 223
Astrid-Lindgren-Schule Städt. Grundschule West II Erfurter Straße 26 40880 Rtg. 204
Paul-Maar-Schule Städt. Grundschule Tiefenbroich mit kath. Teilstandort Am Söttgen 15 / Sohlstättenstr. 3340880 Rtg. 173
Eduard-Dietrich-Schule Städt. Grundschule Lintorf Duisburger Straße 14 40885 Rtg. 300
Matthias-Claudius-Schule Städt. Grundschule Breitscheid Mintarder Weg 98 40885 Rtg. 148
Wilhelm-Busch-Schule Städt. Grundschule Hösel Bismarckstraße 16 40883 Rtg. 304
Christian-Morgenstern-Schule Städt. Grundschule Homberg Ulmenstraße 3 40882 Rtg. 204
Ludgerusschule Städt. Kath. Grundschule Ost Fröbelweg 24 40882 Rtg. 108
Minoritenschule Städt. Kath. Grundschule Mitte Minoritenstraße 12 40878 Rtg. 129
Suitbertusschule Städt. Kath. Grundschule Süd Dürerring 3 40878 Rtg. 182
Johann-Peter-Melchior-Schule Städt. Kath. Grundschule Lintorf I Am Weiher 4 40885 Rtg. 212
Heinrich-Schmitz-Schule Städt. Kath. Grundschule Lintorf II Breitscheider Weg 35 40885 Rtg 190

Summe: 3.284

b) Hauptschulen
Elsa-Brandström-Schule Städt. Hauptschule Süd Karl-Mücher-Weg 15 40878 Rtg. 225

Summe: 225

c) Realschulen
Liebfrauenschule Erzbischöfliche Realschule f. Mädchen* Schwarzbachstraße 17 40878 Rtg. 525
Friedrich-Ebert-Schule Städt. Realschule Mitte Philippstraße 30 40878 Rtg. 457
Käthe-Kollwitz-Schule Städt. Realschule West Erfurter Straße 40 40880 Rtg. 693
Werner-Heisenberg-Schule Städt. Realschule Lintorf Duisburger Straße 112 40885 Rtg. 0

Summe: 1675

d) Gymnasien
C.-Friedr.-v.-Weizäcker-Schule T-H-G-S-G Städt. Gymnasium Mitte Karl -Mücher-Weg 2/3 40878 Rtg. 1130
Dietrich-Bonhoeffer-Schule Städt. Gymnasium West Erfurter Straße 30 40880 Rtg. 720
Kopernikus-Schule Städt. Gymnasium Lintorf Duisburger Straße 112 40885 Rtg. 846

Summe: 2696

e) Berufskolleg
Adam-Josef-Cüppers Träger Kreis Mettmann Minoritenstraße 10 40878 Rtg. 1786

f) Sonderschule
Comenius-Schule Städt. Sonderschule für Lernbehinderte Thunesweg 1a 40885 Rtg. 66

g) Gesamtschule
Martin-Luther-King-Schule Städt. Gesamtschule Ratingen Erfurter Str. 36 40880 Rtg. 998
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Öffentliche Sportstätten (nur städtische Einrichtungen)

Bezeichnung der Einrichtung Art der Einrichtung

a) Sportfreianlagen

Ratingen - Mitte
 Stadion Stadionring Rasenspielfeld ( 68 x 105m) mit 400m Rundbahn und 

8 Kurzstreckenlaufbahnen 110 m
aus Kunststoff, leichtathletische Anlagen
2 Beachvolleyballanlagen

Sportplatz Talstraße Spielfeld 70 x 105m, Tennenplatz, Trainingsbeleuchtung
Sportplatz Friedrich-Mohn-Straße Spielfeld 70 x 105m, Tennenplatz, Trainingsbeleuchtung (entfällt ab dem 31.03.2012!)
Sportplatz Schwarzbachstraße -Ludwig-Wolker-Platz- Spielfeld 70 x 105m, Tennenplatz, 400m Rundbahn und 

8 Kurzstreckenlaufbahnen (Tenne)
leichtathl. Anlagen, Trainingsbeleuchtung

Ratingen Ost
Sportplatz Auf der Aue Spielfeld 70 x 105m, Tennenplatz

Ratingen West
Sportanlage Gothaer Straße Platz 1: Spielfeld 70 x 105m, Kunststoffrasen

            40 x 60m Kunststoffspielfeld, Trainingsbeleuchtung
Platz 2: Rasenspielfeld 70 x 105m mit 400m Rundbahn, 
8 Kurzstreckenlaufbahnen (Tenne)
leichtathl. Anlagen u. Beachvolleyballanlage

Ratingen-Tiefenbroich
Sportstätte Sohlstättenstraße Platz 1: Spielfeld 70 x 105m, Kunststoffrasen, Trainingsbel.

Platz 2: Rasenspielfeld 70 x 105m, Kleinspielfeld 40 x 60m
            (Kunststoffspielfeld), leichtathl. Anlagen, 110 m 
   Kunststoffbahn

Ratingen-Lintorf
Sportanlage Jahnstraße Platz 1: Spielfeld 70 x 105m, Kunststoffresen

            Rundbahn und leichtathl. Anlagen, Trainings-
             beleuchtung

Sportanlage Breitscheider Weg Platz 2: Spielfeld 70 x 105m, Tennenplatz, Trainingsbel.
Spielfeld 70 x 105m, Tennenplatz, leichtathl. Anlagen, 
Trainingsbeleuchtung

Ratingen-Breitscheid
Sportplatz Mintarder Weg Spielfeld 62 x 99m, Kunststoffrasenplatz, Trainings-

beleuchtung mit 100m - Bahn und leichtathl. Anlagen

Ratingen-Hösel
Sportplatz Neuhaus Spielfeld 70 x 105m, Tennenplatz, Trainingsbeleuchtung mit

100m - Bahn und leichtathl. Anlagen

Ratingen-Homberg
Sportplatz Füstingweg Spielfeld 70 x 105m, 400m Rundbahn und 8 Kurzstrecken

laufbahnen, Tennenplatz Kunststoffrasen mit leichtathl. 
Anlagen, Trainingsbeleuchtung
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Öffentliche Sportstätten (nur städtische Einrichtungen

Bezeichnung der Einrichtung Bezeichnung der Einrichtung

b) Turn- und Sporthallen

Sporthalle Europaring Größe 26 x42m

Turnhalle Erfurter Straße 1 Großturnhalle 21 x 45m, 2 Hallen je 15 x 27m

Turnhalle Mülheimer Straße Größe 10 x 20m

Turnhalle Graf-Adolf-Straße Größe 10 x 20m

Turnhalle Fröbelweg Größe 12 x 24m

Turnhalle Dürerring Größe 12 x 24m mit Kraftsportraum

Turnhalle Karl-Mücher-Weg Größe 15 x 27m

Turnhalle Talstraße Größe 12 x 24m

Turnhalle Berliner Straße Größe 12 x 24m

Turnhalle Sohlstättenstraße Größe 12 x 24m

Turnhalle Philippstraße Größe 15 x 27m

Turnhalle Am Weiher Größe 12 x 24m

Turnhalle Thunesweg Größe 15 x 27m

Sporthalle Breitscheider Weg 1 Sporthalle 27 x 45m, 2 Hallen je 15 x 27m, 1 Kraftsport-
raum 5 x 6m

Turnhalle Mintarder Weg Größe 12 x 24m

Turnhalle Mozartstraße Größe 12 x 24m

Turnhalle Ulmenstraße Größe 15 x 27m

Turnhalle Volkardeyer Straße Größe 15 x 27m

Großturnhalle Wiesenstraße Größe 21 x 45m

Turnhalle Poststraße Größe 12 x 24m

Turnhalle Duisburger Straße Größe 15 x 27m

Turnhalle Bismarckstraße 1 Großturnhalle 21 x 45m, 1 Halle 12 x 24m

Sporthalle und Schießsportanlage Gothaer Straße 1 Sporthalle 27 x 45m, 1 Schießsportanlage, 1 Kraftsport-
raum
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Öffentliche Sportstätten / Öffentliche Grün-, Garten- und Friedhofsanlagen

Bezeichnung der Einrichtung Art der Einrichtung

Öffentliche Sportstätten

c) Sonstige Einrichtungen

Hallen- und Freibad Ratingen Hallenbad - Schwimmbecken 12,5m x 25m
-Hauser Ring / Lintorfer Straße-                   Lehrschwimmbecken 8m x 12,5m
(seit 1991 Stadtwerke Ratingen GmbH)

Freibad    - Schwimmbecken 21m x 50m
                 Springerbecken 17,25m x 22,25m
                 Nichtschwimmerbecken 1200qm
                 Kinderplanschbecken 15,7m x 15,7m

Hallen- und Allwetterbad Ratingen-Lintorf Hallenbad - Schwimmerbecken 10m x 25m
-Jahnstraße-
(seit 2004 Stadtwerke Ratingen GmbH) 2 Sportbecken (12, 5 x 25 m), 1 Kinderbecken (95 m²), 

Eissporthalle Eisfläche 30m x 60m mit Eckrundungen 
-Am Sandbach- gemäß internationaler Norm 

(Gesamtfläche 1745 qm)

Kegelsportanlagen (Dumeklemmerhalle) 4 Sportkegelbahnen
(entspricht der Norm des Deutschen Kegel- und
 Bowlingbundes)

Öffentliche Grün-, Garten- und Friedhofsanlagen

Öffentl. Grünanlagen, Schmuckplätze, 160,17 Hektar
Grünstreifen                                                   
Spielplätze                                                   19,40 Hektar
Friedhöfe                                                     29,58 Hektar
Außenanlagen an öffentl. Gebäuden            15,76 Hektar
Dauerkleingärten                                           23,18 Hektar
Kommunalwald                                            77,50 Hektar
Biotope                                                        16,85 Hektar
Gesamtfläche                                              342,44 Hektar
Straßenbäume                                             7.000 Stück
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Straßen, Wege, Plätze

Länge in km, die
Bezeichnung der Straße Verlauf  durch die Stadt

unterh. werden

a) Bundesstraßen

Ortsdurchfahrt B 227 Bahnhofstraße zwischen Sinkesbruch und Preußen- 2,166
(Ratingen-Hösel) straße

Insgesamt: 2,166

b) Landstraßen

Ortsdurchfahrt L 139 Mülheimer Straße zwischen Hauser Ring und Zum 0,328
(Ratingen-Mitte) Blauen See
Ortsdurchfahrt L 139 Krummenweger Straße zwischen Konrad-Adenauer- 1,027
(Ratingen-Lintorf) Platz und Am Sonnenschein
Ortsdurchfahrt L 239 Industriestraße, Bechemer Straße, Hans-Böckler-Str., 1,263
(Ratingen-Mitte) Düsseldorfer Straße, Stadionring
Ortsdurchfahrt L 239 Tiefenbroicher Straße, Lintorfer Markt, Ulenbroich 0,756
(Ratingen-Lintorf)
Ortsdurchfahrt L 422 Kaiserswerther Straße, Hauser Ring, Mülheimer Straße, 5,485
(Ratingen-Mitte) Bahnstraße, Homberger Straße
Ortsdurchfahrt L 455 Düsseldorfer Straße, Hans-Böckler-Straße, Poststraße 2,372
(Ratingen-Mitte)

Insgesamt: 11,231

c) Kreisstraßen

Ortsdurchfahrt K 2 Am Roten Kreuz 1,616
Ortsdurchfahrt K 3 Volkardeyer Straße 0,362
Ortsdurchfahrt K 10 Neanderstraße, Industriestraße 1,087
Ortsdurchfahrt K 19 Breitscheider Weg 0,907
Ortsdurchfahrt K 31 Eggescheidter Straße 1,107

Insgesamt: 5,079

d) Gemeindestraßen Insgesamt: 309,173

Insgesamt: 327,649
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Kanäle

Aktualisierte Daten (Stand: 22.10.2012):

Länge (m)

Kanalisation

Schmutzwasser 150.729,180
Regenwasser 144.840,250
Mischwasser 147.012,780

Insgesamt: 442.582,210
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